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§ 10 KAG – Benutzungsgebühren

(1) 1Die Gemeinden und Landkreise können als Gegenleistung für die Inanspruchnahme ihrer öffentlichen
Einrichtungen Benutzungsgebühren erheben. 2Die Gebührensätze sind in der Regel so zu bemessen, dass
die Kosten der Einrichtung gedeckt werden. 3Das Gebührenaufkommen soll die Kosten der Einrichtung nicht
übersteigen. 4 § 121 Abs. 8 der Hessischen Gemeindeordnung bleibt unberührt.

(2) 1Die Kosten nach Abs. 1 sind nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen zu ermitteln. 2Zu den Kosten
zählen insbesondere Aufwendungen für die laufende Verwaltung und Unterhaltung der Einrichtung, Entgelte
für in Anspruch genommene Fremdleistungen, angemessene Abschreibungen sowie eine angemessene
Verzinsung des Anlagekapitals. 3Bei der Verzinsung bleibt der aus Beiträgen und Zuschüssen Dritter
aufgebrachte Kapitalanteil außer Betracht. 4Abschreibungen dürfen auf beitragsfinanzierte
Investitionsaufwendungen nur erfolgen, wenn die zu ihrer Finanzierung erhobenen Beiträge jährlich in einem
der Abschreibung entsprechenden Zeitraum aufgelöst werden. 5Der Berechnung der Abschreibungen kann
der Anschaffungs- oder Herstellungswert oder der Wiederbeschaffungszeitwert zugrunde gelegt werden. 6Der
Ermittlung der Kosten kann ein mehrjähriger Kalkulationszeitraum zugrunde gelegt werden, der fünf Jahre
nicht überschreiten soll. 7Kostenüberdeckungen, die sich am Ende dieses Zeitraumes ergeben, sind innerhalb
der folgenden fünf Jahre auszugleichen, Kostenunterdeckungen sollen in diesem Zeitraum ausgeglichen
werden.

(3) 1Die Gebühr ist nach Art und Umfang der Inanspruchnahme der Einrichtung zu bemessen
(Wirklichkeitsmaßstab). 2Wenn das besonders schwierig oder wirtschaftlich nicht vertretbar ist, kann ein
Wahrscheinlichkeitsmaßstab gewählt werden, der nicht in einem offensichtlichen Missverhältnis zu der
Inanspruchnahme stehen darf. 3In der Satzung können Mindestsätze festgelegt werden. 4Die Erhebung einer
Grundgebühr neben einer Gebühr nach Satz 1 bis 3 ist zulässig.

(4) 1Bei der Gebührenbemessung können sonstige Merkmale, insbesondere soziale Gesichtspunkte oder
eine Ehrenamtstätigkeit, berücksichtigt werden, wenn öffentliche Belange es rechtfertigen. 2Dies gilt nicht für
Einrichtungen mit Anschluss- und Benutzungszwang.

(5) Auf die Gebühren können ab Beginn des Erhebungszeitraums angemessene Vorauszahlungen verlangt
werden.

(6) Grundstücksbezogene Benutzungsgebühren ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück.

(7) 1Die Gebührenpflichtigen grundstücksbezogener Benutzungsgebühren sind berechtigt, in die
Kostenrechnung und die Gebührenkalkulation Einsicht zu nehmen. 2 § 29 des Hessischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt entsprechend. 3Soweit die Akteneinsicht zu gestatten ist, können die in
Satz 1 genannten Gebührenpflichtigen Auszüge oder Abschriften selbst fertigen oder sich Ablichtungen durch
die Behörde erteilen lassen. 4Die Behörde kann Ersatz ihrer Aufwendungen in angemessenem Umfang
verlangen.
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